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Beschlussempfehlung 

 Ausschuss 
 für Soziales, Frauen, Familie,  
 Gesundheit und Migration 
 

Hannover, den 22.05.2014

 

Flächendeckende Geburtshilfe in Niedersachsen nachhaltig sichern und Arbeit der Hebam-
men endlich würdigen 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 17/1329 

(Es ist keine Berichterstattung vorgesehen.) 

 

Der Ausschuss für Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit und Migration empfiehlt dem Landtag, 
den Antrag in folgender Fassung anzunehmen: 

Entschließung 

Flächendeckende Geburtshilfe in Niedersachsen nachhaltig sichern und Arbeit der Hebam-
men würdigen  

In den vergangenen Jahren sind immer mehr Hebammen aus dem Beruf und insbesondere aus der 
Geburtshilfe ausgestiegen, da u. a. die Haftpflichtprämien überproportional stark gestiegen sind. 
Diese Kostenexplosion ist auch durch erhöhte Honorare für die Hebammen nicht mehr bezahlbar. 
So kommt es, dass sich die Einkommenssituation der Hebammen stetig verschlechtert und der  
Beruf immer unattraktiver wird. Nach der Ankündigung der Nürnberger Versicherung vom 15. Feb-
ruar 2014, sich zum 1. Juli 2015 aus dem Haftpflichtgeschäft mit Hebammen zurückzuziehen, gibt 
es darüber hinaus für freiberuflich tätige Hebammen in Deutschland zukünftig keine Haftpflichtversi-
cherung mehr. Hebammen sind jedoch gesetzlich verpflichtet, ihre Berufstätigkeit durch eine Be-
rufshaftpflichtversicherung abzusichern. Dies würde das Aus für die Versorgung der Bevölkerung 
mit freiberuflichen Hebammenleistungen, insbesondere mit der Geburtshilfe, bedeuten.  

Der Landtag begrüßt in diesem Zusammenhang  

– die Einrichtung der interministeriellen Arbeitsgruppe unter Federführung des Bundesgesund-
heitsministeriums, die umfassende Lösungsansätze zur Hebammenversorgung erarbeitet,  

– den von Niedersachsen unterstützten Beschluss des Bundesrats auf der Grundlage der Initiati-
ve des Landes Schleswig-Holstein.  

Der Landtag unterstützt darüber hinaus die Forderungen des Deutschen Hebammenverban-
des e. V. und fordert die Landesregierung auf, 

1. sich auf Bundesebene für die Überprüfung folgender Punkte einzusetzen:  

a) inwieweit die Berufshaftpflicht für die Geburtshilfe in die gesetzliche Unfallversicherung 
überführt werden kann,  

b) inwieweit ein aus Bundesmitteln steuerfinanzierter Haftungsfonds eingerichtet werden 
kann, durch den die über die Haftungshöchstgrenzen hinausgehenden Schäden bezahlt 
werden können, 

2. eine Landesstatistik über Anzahl, Tätigkeitsfeld und Leistungsspektrum der in Niedersachsen 
tätigen Hebammen vorzulegen und am Aufbau einer entsprechenden bundeseinheitlichen 
Länderstatistik der in Deutschland tätigen Hebammen mitzuwirken, 
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3. daran mitzuwirken, dass der Beruf der Hebamme durch eine nachhaltig ausreichende Ein-
kommenssicherung wieder attraktiv für Berufseinsteigerinnen gemacht wird, und insbesonde-
re bei den Verhandlungspartnern auf Bundesebene auf eine Anhebung der Vergütung hinzu-
wirken, die die geplante zweistufige Erhöhung der Vergütungssätze für Hebammen berück-
sichtigt, welche vor der Änderung der Versorgung der Hebammenhilfe im Jahr 2007 (Ände-
rung des § 134 a SGB V) vom Bundesgesundheitsministerium zugesichert wurde, 

4. umgehend den Landtag über die Lösungsansätze der interministeriellen Arbeitsgruppe zu in-
formieren und eine zügige Umsetzung geeigneter Lösungen durch den Bund unter Beteiligung 
der Länder zu unterstützen, 

5. die geburtshilfliche Versorgung im ländlichen Bereich zum Thema für innovative Ansätze beim 
Aufbau weiterer Gesundheitsregionen zu machen, 

6. sich für die Sicherung der Zukunft der rund 250 Familienhebammen in Niedersachsen einzu-
setzen und weiterhin an dem Ziel des flächendeckenden Einsatzes von Familienhebammen 
festzuhalten.  

 

Holger Ansmann 
Vorsitzender 

 

 

(Ausgegeben am 28.05.2014) 
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